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Blutiger Daumenabdruck als Unterschrift
Ellenlange Briefe, endloseDiskussionen, latenteDrohungen: Der Thurgau ist innerhalb der Schweiz dieHochburg der Staatsverweigerer.
Sie sprechen denBehörden jegliche Legitimation ab.Mühsam ist das vor allem für Betreibungsämter undGerichte.

Ida Sandl

Dieser Satz lässt selbst hartge-
sottene Betreibungsamt-Mit-
arbeiter staunen: «Es besteht
derVerdacht, dass Ihrer Institu-
tion die gesetzliche Legitima-
tion fehlt», schreibt der Thur-
gauerHansA. *, nachdemgegen
ihn ein Betreibungsverfahren
eingeleitet wurde. Der Grund
sindnichtbezahlte900Franken
aus einemStrafbefehl.

Es kommtnochbesser:Man
solle ihm doch bitte per Post
«die Bestallungsurkunde des
leitenden Beamten und seines
Stellvertreters» zukommen las-
sen, erklärt Hans A. Dann folgt
die Auflistung aller Straftaten,
derer sich die Mitarbeitenden
des zuständigen Bezirksbetrei-
bungsamtes schuldig gemacht
hätten. Die Liste ist lang, sie
reicht von der Erpressung bis
zum Amtsmissbrauch. Weiter
geht esmit 27 teils fotokopierten
Seiten, voll mit pseudojuristi-
schem Geschwurbel und gön-
nerhaftenBelehrungenüberdie
Schweizer Bundesverfassung
und die Aufhebung des Beam-
tenstatus. Zum Schluss stellt
Hans A. dem Bezirksbetrei-
bungsamt seinerseits eineRech-
nungetwasüber 1000Franken.
Schliesslich könne er nicht un-
begrenzt gratis arbeiten.

Zwei bis drei solcher oder
ähnlicher Schreiben erhält Ro-
ger Wiesendanger, Leiter des
Thurgauer Amtes für Betrei-
bungs- und Konkurswesen pro
Woche.Oft sindesvorgefertigte
Briefe oder umfangreiche Aus-
führungen, die sich auf Fanta-
siegesetzebeziehen.HeisseLuft
in einem offiziellen Gewand.
Neben der Unterschrift prangt
nicht selten ein Abdruck des
Daumens, ab und zu sogar ein
Blutfleck.

WährendCorona istdie
Szeneenormgewachsen
Staatsverweigerer, inGesinnung
undArgumentationdenReichs-
bürgern ähnlich, haben wäh-
rend der Coronakrise enormen
Zuwachs bekommen. Was vor
allem an den Coronamassnah-
men liegt, wegen derer sich die
Menschenscharenweise radika-
lisiert hätten und dann zu sol-
chenOrganisationenübergelau-
fen sind.

FürStaatsverweigerer ist der
Staat lediglich eine Firma, man
muss sichdeshalb auchnicht an

seineRegelnhalten.Auch Justiz
und Polizei wird die Legitima-
tion abgesprochen. Das Phäno-
men ist nicht neu.Dochvor Jah-
ren hatte es Roger Wiesendan-
ger nur vereinzelt mit
Staatsverweigerern zu tun,mitt-
lerweilewerde seinAmtmitden
endlos langen Schreiben buch-
stäblichvollgemüllt.Das ist auf-
wendig. Wiesendanger vermu-
tet dahinter eine Strategie: «Sie
wollenuns lahmlegen.» Imper-
sönlichenKontaktmüssten sich
die Mitarbeitenden geballt Be-
leidigungenundDrohungenan-
hören. Wiesendanger sagt:
«UnsereMitarbeitendenhaben
ohnehin keine einfache Aufga-
be. Das ist für sie sehr belas-
tend.»

ImThurgaugibt esviele
Staatsverweigerer
WievieleStaatsverweigererund
Sympathisanten es im Thurgau
gibt, lässt sich schwer abschät-
zen. Es sind auf jeden Fallmehr
als in anderen Kantonen. Auf
der Chat-Plattform Telegram
haben sich laut einer Kennerin
der Szeneknapp300Nutzer für

diegeschlosseneGCCL-Gruppe
registriert. In der Stadt Zürich
sind um die 80 Accounts ange-
meldet, in der ganzen Schweiz
etwa 1500. Innerhalb eines Jah-
res seien dieGCCL-Mitglieder-
zahlenaufTelegram landesweit
auf das Zehnfache gestiegen,
sagt die Insiderin. GCCL steht
für «Global Court of the Com-
monLaw».EinPseudogerichts-
hof, der sich aufNaturrecht und
scheinbar biblischeGrundsätze
beruft.

Welche abstrusen Formen
das annehmen kann, erfahren
derzeit auch die Thurgauer Ge-
richte. So antwortete eine
56-jährige Maskenverweigerin
vor demBezirksgericht Frauen-
feld auf die Fragen nach ihren
Personalien: «Ich bin nicht die
geladene Person, sondern der
lebende Mensch, autorisierte
Repräsentantin und Begünstig-
te meiner Person. Und ich wei-
gere mich, Treuhandschaft zu
übernehmen.»

Die Person, das ist ihre ID
und die legt die GCCL-Anhän-
gerin vor Richterin Anja Scholz
auf den Tisch. Vier Fälle, in

denen Staatsverweigerer betei-
ligt waren, hat das Bezirksge-
richt Frauenfeld vergangenes
Jahr verhandelt. Der Prozess
gegen die Maskenverweigerin
warder spektakulärste.DieFrau
hatte umdie 20Gleichgesinnte
im Schlepptau, die sich nach
Kräftenbemühten,dieVerhand-
lung zu stören. Die Polizei war
zwar vor Ort, das hielt die En-
touragederBeschuldigtennicht
davon ab, das Gericht zu be-
schimpfen. Richterin Anja
Scholz sagt: «Es gab Aussagen,
die als Drohung empfunden
werden.»

ÄhnlicheshatderMünchwi-
ler Richter Stefan Miori erlebt.
Bei ihmstandEnde Januareben-
falls einMaskenverweigerer vor
Schranken, ein43-jährigerHin-
terthurgauer, auch er dem
GCCL verbunden. Er kreuzte
mit knapphundertBegleitern in
Münchwilenauf.DiePolizeiwar
informiert.Währenddie Staats-
verweigerer draussen lärmten,
versuchte drinnen der 43-Jähri-
gedenProzessplatzenzu lassen.
«Ausser dem allheiligen Gott
hat niemand das Recht, über

mich zu richten.» Statt sich zu
setzen, legte er seine IDaufden
Stuhl: «Die Person sitzt, der
Mensch steht.» Als dies alles
nichts fruchtete, nannte erMio-
ri einen Schurken und kündigte
an, dass er diesen Prozess noch
bereuenwerde.

Nein, sagt Miori im Ge-
spräch, so etwas habe er noch
nicht erlebt.Obwohl einRichter
von Berufs wegen mit Ausnah-
mesituationen konfrontiert sei.
«Damit muss man umgehen
können.»DasAnstrengendebei
den Staatsverweigerern sei die
Terminologie, endloseSätze, ge-
stelzt formuliert, angereichert
mit vermeintlichoffiziellenVer-
satzstücken. Man müsse genau
hinhören, sagtMiori.Dasheisst:
Sinnloses Geschwurbel filtern,
ob etwas dabei ist, was straf-
rechtlich relevant ist undgeprüft
werdenmuss.Die latentenDro-
hungen machen Miori keine
Angst. «Das ist keinen Gedan-
ken wert.» Vor dem Prozess
gegen den Maskengegner ist er
nachdraussengegangenzuden
Demonstranten. Das zeugt von
Furchtlosigkeit. «Ich wollte be-

wusst den Demonstrierenden
zeigen,werder verantwortliche
Richter ist.»

DieProblememit Staatsver-
weigerern beginnen nicht erst
im Gerichtssaal oder in der
Amtsstube. Es läuft stets nach
dem gleichen Schema ab: Offi-
zielleBriefewie ein Strafbefehl,
eine gerichtliche Vorladung
oder eine Betreibung werden
nicht angenommen oder abge-
holt. Das Amt muss die Polizei
aufbieten, die das Schreiben
dann offiziell übergibt.

PolizeilicheKontrollen
endenoftmit einerAnzeige
DochschoneinenormalePerso-
nen- oder Fahrzeugkontrolle
dientdenStaatsverweigerernals
Bühne für einen dramatischen
Auftritt. Andy Theler, Kommu-
nikationschef der Thurgauer
Kantonspolizei, nennt keine
Zahlen. Er bestätigt aber: «Es
kam wiederholt zu Friktionen
mitPersonen,dieder sogenann-
ten Reichsbürgerbewegung zu-
geordnet werden.» Argumente
fruchten dabei wenig. Solche
Begegnungenwürdenmeistmit
einer Anzeige an die Staatsan-
waltschaft enden. Der Grund:
VerweigerungderNamensanga-
be.

Zur Gefährlichkeit der
StaatsverweigerermachtTheler
keine allgemeine Aussage. Die
Fachstelle Gewaltschutz würde
jeweils den Einzelfall prüfen.
DabeiwürdenAspektewie eine
extremistischeEinstellung, que-
rulatorisches Verhalten, die de-
liktische Vorbelastung, das
heisst inderVergangenheit ver-
übteoder angedrohteGewaltta-
ten oder psychologischeAspek-
te berücksichtigt. Theler versi-
chert, dass die Kantonspolizei
die Szene aber auf dem Radar
habe. «Zu unseren Massnah-
mengehörtauchdasMonitoring
von Social-Media-Kanälen.»

Nicht immer gehen die
GCCL-Anhänger den juristi-
schen Weg bis zum Ende. Das
Urteil des Bezirksgerichts
MünchwilengegendenMasken-
verweigerer ist mittlerweile
rechtskräftig. Der Hinterthur-
gauer kassierte 900 Franken
Busse und eine bedingte Geld-
strafe von 2400 Franken. Dazu
musserdieUntersuchungs-und
Verfahrenskosten von 1480
Franken zahlen.

* Name geändert

Wieso gibt es so viele Staatsverweigerern im Thurgau?

Warum tauchen plötzlich Staats-
verweigerer wie die GCCL-Ver-
bündeten (Global Court of Com-
mon Law) im Thurgau auf? Eine
Szenekennerin schreibt dies der
Grösse zu, mit der auch das
Selbstbewusstsein gewachsen
sei: «Sie denken, dass ihnen die
Behörden nichts anhaben kön-
nen, wenn sie viele sind.» Auf-
fällig ist, dass die Zahl der Regio-
nalgruppe Thurgau sprunghaft
angestiegen ist, nachdem Carl-
Peter Hofmann, derGründer und
Anführer des GCCL vor einem

halben Jahr in Vaduz verhaftet
wurde. Die österreichische Jus-
tiz hatte den 61-jährigen Öster-
reicher unter anderem wegen
Gründung einer staatsfeindli-
chen Organisation zur Verhaf-
tung ausgeschrieben. Mittler-
weile hat der liechtensteinische
Staatsgerichtshof Hofmanns
Auslieferung definitiv bewilligt.
Nach der Verhaftung sei dieMit-
gliederzahl der Thurgauer Grup-
pe nach oben geschnellt. Es
könnte an der verstärkten Rekru-
tierung der Gruppenleiterin lie-

gen, vermutet die Expertin. Die
ersten Monate nach seiner Ver-
haftung habeHofmann aus dem
Gefängnis heraus an Zoom-
Meetings teilgenommen und
denGruppenmitgliedern Anwei-
sungen zumUmgangmit Behör-
den und in Gerichtsverfahren
gegeben. Unter den GCCL-Mit-
gliedern gebe es etliche Mit-
arbeitende von Pflege- oder Be-
hinderteneinrichtungen, sagt die
Szenekennerin. Generell würden
viele stark in Richtung Pseudo-
medizin tendieren. (san)

Die deutsche Reichsbürgerbewegung

Die Reichsbürgerbewegung ist
vor allem inDeutschland aktiv. Es
handelt sich dabei um eine sehr
heterogeneGruppe, sowohl was
die Ideologie als auch was die
Organisation betrifft. Gemein-
sam ist denReichsbürgern, dass
sie die Existenz der Bundesre-
publik Deutschland als legitimen
und souveränen Staat bestrei-
ten. Dementsprechend gibt es
für sie auch keine Pflicht Steuern
und Bussgelder zu zahlen, oder
sich an Gesetze zu halten. Der
harte Kern beruft sich darauf,

dass das Deutsche Reich nach
wie vor existiere. Bis 2016 wur-
den Reichsbürger als harmlose
Spinner abgetan. Dies änderte
sich als ein Reichsbürger nahe
Nürnberg bei einer Hausdurch-
suchung das Feuer eröffnete.
Dabei wurde ein Polizist lebens-
gefährlich, der andere schwer
verletzt. Seitdem wird zuneh-
mend auch dasGewaltpotenzial
der Szene thematisiert. Ge-
richtsvollzieher schätzen, dass
es in Deutschland um die 40
000 Reichsbürger gibt. (red)

«Ausserdem
allheiligen
Gotthat
niemanddas
Recht, über
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Viele Argumente der Schweizer Staatsverweigerer kommen aus der deutschen Reichsbürgerbewegung. Bild: Imago-Images


